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Sehr geehrte Herren Präsidenten,

meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist mir eine Freude und Ehre zugleich, heute bei Ihnen sein zu können und diese Veranstaltung mit zu eröffnen. 

Sie können sich vorstellen, dass diese besondere Freude auch damit zusammenhängt, dass ich unsere gemeinsame Veranstaltung als österreichische Präsidentin einer EU-Institution im Rahmen der österreichischen Präsidentschaft hier in Wien eröffnen kann. 

So komme ich zwar institutionell aus dem sogenannten "fernen Brüssel", aber persönlich bin ich hier zu Hause. 

Daher finde ich es auch besonders passend, dass wir für die Veranstaltung, die wir heute und morgen gemeinsam mit unseren langjährigen Freunden aus dem Österreichischen Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen durchführen, das Thema "Herausforderungen für eine partizipative Demokratie in einem erweiterten Europa" gewählt haben. 

Zu diesen Herausforderungen – darauf wird später noch einzugehen sein – gehört in diesem Zusammenhang sicherlich auch diejenige, trotz des immer größer werdenden europäischen Gemeingefüges "Nähe" herzustellen: institutionell, kulturell und eben auch persönlich.

Eine der ganz großen aktuellen Herausforderungen des europäischen Gemeinschaftsprojekts lautet, da bin ich mir mit vielen einig, den Bürgern Europas die sogenannte "ownership" über das europäische Projekt zurückzugeben. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass dies beinhaltet, dass die mündigen Bürger an den Entscheidungen, die sie selbst betreffen, auch mitbeteiligt sein müssen. 

Wie das im Einzelnen ausgestaltet sein sollte oder auch ist, welche Erfahrungen bislang gemacht wurden, welche Verbesserungen nötig sind, dies alles ist Thema Ihrer sicherlich hochinteressanten Diskussionen, auf die ich schon sehr gespannt bin. 

Denn was Sie alle trotz der Unterschiedlichkeit Ihrer jeweiligen organisationellen Hintergründe verbindet, ist eben die Tatsache, dass Sie für die Basiselemente der Organisation unseres gesellschaftlichen Lebens stehen. 

Sie sind hier als Repräsentanten der organisierten Zivilgesellschaft in Europa und speziell in Österreich. 

Nun möchte ich den anschließenden Referaten, insbesondere demjenigen von Prof. Frans van WAARDEN, nicht vorgreifen. 

Wichtig ist es mir aber schon, ein paar Worte in eigener Sache, das heisst im Namen des EWSA anzubringen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuß ist seit Anfang des europäischen Projekts als institutioneller Garant der partizipativen Demokratie in Europa konzipiert worden. 

In den letzten Jahren hat sich die Bedeutung, die man der partizipativen Demokratie als Ergänzung zur repräsentativen Demokratie in Europa beimisst, sehr verstärkt. 

Der EWSA versteht sich wegen seiner Funktion und Zusammensetzung als Teil der vor kurzem in St. Pölten geprägten Maxime "Europa beginnt zu Hause". 

Es sind nämlich Vertreter der in den einzelnen Mitgliedstaaten gewachsenen zivilgesellschaftlichen Organisationen, die dort zusammenkommen und durch ihre Stellungnahmen, ihre Kontakte zu anderen Institutionen, ihre Veranstaltungen und Diskussionen an der europäischen Meinungsbildung und Politikformulierung, ja auch an der Gesetzgebung mitwirken. 

Sie sind als Individuen in den EWSA berufen, also von ihren Organisationen weisungsungebunden. Aber natürlich steht und fällt die Bedeutung des Ausschusses mit der funktionierenden Mittlerfunktion seiner Mitglieder.

Je besser es uns gelingt, dass die einzelnen EWSA-Mitglieder als bewusste und sichtbare Transmissionsriemen zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen der einzelnen EU-Mitgliedstaaten und dem sog. 

Brüssel wirken, umso besser wird der EWSA seiner Aufgabe gerecht. 

Und diese Aufgabe gut zu erfüllen, davon bin ich fest überzeugt, trägt entscheidend dazu bei, dass das europäische Organisationsgefüge offener und durchlässiger wird für die Notwendigkeiten vor Ort und dafür auch bessere und vor allem akzeptablere Lösungsvorschläge findet. 

Ein Beispiel aus dem jüngsten Politikgeschehen fällt mir dazu ein: Die Dienstleistungsrichtlinie, die im EWSA im vergangenen Jahr ebenso diskutiert worden ist, wie heuer im Europäischen Parlament.

Unsere Stellungnahme zeigte als erste eine mögliche Kompromisslinie zwischen den widerstreitenden nationalen und funktionalen Interessen. 

Die Erarbeitung des nunmehrigen Parlamentsvorschlags, der nach allen Erwartungen die Basis einer Lösung im Rat darstellen wird, lief auch im Kontakten mit den EWSA-Berichterstattern.

Wenn man über Europa und das europäische Einigungsprojekt spricht, sollte man sich nichts vormachen. 

Jede bekannte gesellschaftliche Organisation auf Gemeinde-, Bundesländer- oder Bundesebene ist bekannterweise komplex. 

Um wie viel komplexer muss dann ein so einzigartiges Organisationsgefüge wie die Europäische Union ausgestaltet sein, die seit der letzten Erweiterung 25 Mitgliedstaaten und rund 450 Millionen Einwohner umfasst. 

Eine der Kernherausforderungen ist dann sicherlich, gefühlte Nähe zu diesem komplexen Gebilde herzustellen, gefühlte Nähe, ohne die Identifikation und Loyalität nicht möglich sind. 

Dies geht einher mit der Entwicklung und Weiterentwicklung eines Gemeinschafts-, eines Solidargefühls, das letztlich die Basis einer gemeinsamen europäischen Identität bildet. 

In einem so großen Gebilde braucht es soviel Bürgerbeteiligung wie möglich, ergänzend zur repräsentativen Demokratie eben auch die partizipative. 

Und diese muss so rational und fair (sprich transparent) wie möglich gestaltet sein, damit Entscheidungen möglich und akzeptierbar bleiben.

Aus unserer Erfahrung im EWSA heraus bin ich überzeugt davon, dass ein stärkerer Ausbau des partizipativen Elements im europäischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozeß sehr große Vorteile bringen kann. Natürlich fügen wir der Komplexität, die ich eben erwähnte, noch weitere Schichten hinzu. 

Aber diese Schichten stellen meiner Meinung nach empfindliche Nervenbahnen dar, die es ermöglichen, bürokratischen Lösungsvorschlägen, die technisch sehr ausgefeilt sein mögen, einem gesellschaftlichen Akzeptanztest zu unterziehen.

Proaktiv gesehen, geben sie umgekehrt die Chance, Regelungs- oder Korrekturbedarf zu vermitteln. 

Und zwar, was ich besonders wichtig finde, im Wege des gleichberechtigten politischen Meinungsaustausches aus individuellen Organisationsinteressen heraus im Allgemeininteresse. 

Ich bin überzeugt davon, dass das historisch einmalige gesellschaftliche Experiment unseres europäischen Einigungsprojekts einer Erneuerung bedarf, die den Bürger in seinen unterschiedlichen organisationellen Funktionen und Lebenswelten mit einbindet. 

Und zwar zusätzlich über die Möglichkeit hinaus, in regelmäßigen Abständen den Politikern und Parteien sein Vertrauen auszusprechen.

Wichtig ist die Teilhabe nicht nur aus ideellen Beweggründen heraus, sondern auch weil die gesellschaftliche Akzeptanz für Veränderungen und Lösungsvorschlägen stärker ist, wenn sie die die tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort wahrnehmen. 

Meine sehr verehrten Präsidenten, meine sehr verehrten Demen und Herren, ich danke unseren Mitveranstaltern, allen voran dem Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen,  für die ausgezeichnete Kooperation in der Vorbereitung dieser Konferenz und der AK-Wien für ihre freundliche Aufnahme hier in Ihrem Hause. 

Ich wünsche allen Teilnehmern interessante und anregende Diskussionen, und würde mir wünschen, dass wir diese auch in Zukunft fortsetzen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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